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In diesen Jahren wurde oft das bekannte Wort aus der 
Bibel verwendet, man müsse neuen Wein in alte Schläuche 
füllen. Das war richtig, aber — um bei diesem Bild zu blei­
ben — auf die Dauer vertrugen das die alten Schläuche nicht.

Erlaß neuer gesetzlicher Bestimmungen

Eine neue Gesetzgebung entwickelte sich auf verschiedenen
Ebenen:

a) Gesetze und Direktiven des Alliierten Kontrollrates 
entstanden unter Mitwirkung der sowjetischen Vertreter und 
enthielten deshalb demokratische Prinzipien. Dazu gehörten 
z. B. das Gesetz Nr. 10 über die Bestrafung von Personen, die 
sich Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen den Frieden oder ge­
gen die Menschlichkeit schuldig gemacht haben, vom 20. De­
zember 1945, die Direktiven Nr. 24 und Nr. 38 über die Entfer­
nung von Nazis aus Ämtern und verantwortlichen Stellungen 
vom 12. Januar bzw. vom 12. Oktober 1946 sowie das Kon- 
trollratsgesetz Nr. 16 — Ehegesetz — vom 20. Februar 1946.

b) Eine umfangreiche Gesetzgebung entwickelte die SMAD 
für ihre Besatzungszone. Dazu gehörte z. B. der Befehl Nr. 201 
über die Bestrafung der Kriegs- und Nazi-Verbrecher vom
16. August 1947, der Befehl Nr. 160 über die Verantwortlich­
keit für Sabotage und Diversionshandlungen vom 3. Dezem­
ber 1945 sowie Normen über die Sicherung des Volkseigen­
tums und die Organisation der Produktion, aber auch ar­
beitsrechtliche Bestimmungen.

c) Die neugebildeten Landes- und Provinzialverwaltungen 
erhielten durch SMAD-Befehl Nr. 110 vom 22. Oktober 1945 
die Rechtsetzungsbefugnis. Sie machten davon ausgiebig Ge­
brauch. Die wichtigsten Normativakte betrafen die Boden­
reform, die Enteignung der Kriegs- und Nazi-Verbrecher und 
der Monopole, die Schaffung des Volkseigentums auf dieser 
Grundlage und erste Strafrechtsnormen (Schutz der Ernte, 
Maßnahmen gegen Spekulation usw.). Es wurden aber auch
— vor allem im Land Thüringen — Normen erlassen, die nicht 

mit der progressiven Grundorientierung übereinstimmten, 
wie z. B. das Thüringische Wiedergutmachungsgesetz.

d) Die am 14. Juni 1947 gegründete Deutsche Wirtschafts­
kommission (DWK) erhielt am 12. Februar 1948 durch den 
Befehl Nr. 32 der SMAD über Zusammensetzung und 
Vollmachten der DWK die Gesetzgebungsbefugnis für die 
sowjetische Besatzungszone. Der wichtigste Normativakt, den 
sie für die Justizorgane erließ, war die VO über die Bestra­
fung von Verstößen gegen die Wirtschaftsordnung — Wirt­
schaftsstrafverordnung — vom 23. September 1948. Auch die 
Zentralverwaltungen erhielten das Verordnungsrecht.

e) In Berlin erkannte die Vier-Mächte-Kommandantur le­
diglich das vom Kontrollrat gesetzte Recht als verbindlich an 
und wurde dabei von dem ab 1946 sozialdemokratisch ge­
leiteten Magistrat unterstützt. Noch im Frühjahr 1948 gab 
es Probleme, als die sowjetische Kommandantur die im so­
wjetischen Sektor Berlins gelegenen Konzernbaubetriebe se­
questrierte und der Magistrat sich weigerte, die offenen Bau­
rechnungen in Höhe von mehreren Millionen Mark an die 
Sequestrierungskommission zu zahlen.

Gesetze der Stadtverordnetenversammlung bedurften der 
Zustimmung der vier Besatzungsmächte. Die Vertreter der 
Westmächte verweigerten diese Zustimmung bei progressiven 
Maßnahmen, so z. B. beim Gesetz über die Enteignung der 
Nazi- und Kriegsverbrecher. Erst nach der Schaffung des 
demokratischen,Magistrats konnte die Rechtsanpassung an 
die sowjetische Besatzungszone vorgenommen werden; diese 
war etwa ein Jahr nach der Gründung der DDR abgeschlos-

Wachsendes Vertrauen der Bürger
zur antifaschistisch-demokratischen Justiz

Auf einen Aspekt, mit dem sich von Anfang an die neuen 
demokratischen Justizorgane zu beschäftigen hatten, sei hier 
noch hingewiesen, und zwar auf das Verhältnis der Justiz zu 
den Bürgern, zur Öffentlichkeit. Nicht nur bewußte Antifa­
schisten, sondern breite Kreise der Bevölkerung, vor allem 
aus der Arbeiterklasse, empfanden eine tiefe Abneigung ge­
gen die Justizorgane, die sie als Werkzeuge der imperialisti­
schen Klassen- und faschistischen Terrorherrschaft kennen­
gelernt hatten. Diese Abneigung zu überwinden und Ver­
trauen zu den neuen Justizorganen zu schaffen, um z. B. 
Werktätige als Schöffen zu einer verantwortungsbewußten 
Mitwirkung an der Rechtsprechung zu gewinnen, bedurfte 
anfangs großer Anstrengungen. Deshalb gehörte die Durch­
führung öffentlicher Justizaussprachen von Anfang an zu den 
neuen, demokratischen Arbeitsmethoden der Justiz. Indem

Besuch aus der UdSSR in der Redaktion

In der Zeit vom 18. bis 22. März 1985 hielt sich auf Einladung 
der Redaktion „Neue Justiz" der Chefredakteur der Zeitschrift 
„Sozialistitscheskaja sakonnost“ (Organ der Staatsanwaltschaft 
der UdSSR), N. N. K o n d r a s c h k o w ,  in der DDR auf. Er 
war Mitglied einer Arbeitsgruppe leitender Staatsanwälte der 
Generalstaatsanwaltschaft der UdSSR, die einen Erfahrungs­
austausch in der Dienststelle des Generalstaatsanwalts der 
DDR durchführte.

Zwischen beiden Redaktionen bestehen langjährige enge 
Arbeitsbeziehungen. Der Aufenthalt des sowjetischen Gastes 
diente der unmittelbaren Vorbereitung von Publikationen in 
beiden Zeitschriften anläßlich des 40. Jahrestages des Sieges 
über den Hitlerfaschismus und der Befreiung.

Während des Aufenthalts kam es zu Gesprächen in der 
Redaktion, die dem Ausbau der weiteren Zusammenarbeit und 
gegenseitigen Unterstützung dienten. N. N. Kondraschkow führte 
außerdem eine angeregte Diskussion in der Redaktion „Der 
Schöffe“ und wurde auch vom Direktor des Staatsverlags der 
DDR, Rainer Tietz, zu einem Gespräch empfangen.

Ein Zusammentreffen mit Vertretern des Verbandes der 
Journalisten der DDR. Sektion Staat und Recht, fand im Na­
tionalrat der Nationalen Front statt. Dabei wurden vor allem 
Erfahrungen über die Rechtsarbeit im Wohngebiet behandelt.

Unser Gast aus Moskau nahm an Arbeitsgesprächen teil, 
die mit der Delegation von den Stellvertretern des General­
staatsanwalts der DDR Günter Wendland und Heinrich Bor­
diert, vom 1. Vizepräsidenten des Obersten Gericht, Dr. Günter 
Sarge, vom Stellvertreter des Ministers der Justiz Dr. Siegfried 
Wittenbeck und vom Generalsekretär der Vereinigung der Ju­
risten der DDR, Dr. Ulrich Roehl, geführt wurden. Genosse 
N. N. Kondraschkow hatte Gelegenheit, im Bezirk Potsdam Er­
fahrungen zur staatsanwaltschaftlichen Tätigkeit auszutauschen.

Im Ergebnis des Aufenthalts wurden die traditionell freund­
schaftlichen Beziehungen zwischen beiden Redaktionen weiter 
gefestigt.

Verfahren ausgewertet und Fragen des Rechts und der Recht­
sprechung dargelegt wurden, dienten diese Aussprachen 
gleichzeitig der Kriminalitätsvorbeugung und — wie wir 
heute sagen — der Rechtspropaganda.

Im Sommer 1948 hatten sich die öffentlichen Justizver­
anstaltungen als allgemeine Arbeitsmethode in folgenden 
Formen durchgesetzt:
— Aussprachen mit geladenen Vertretern bestimmter Berei­

che,
— öffentliche Versammlungen in Betrieben, Dörfern oder 

städtischen Wohngebieten,
— Rechenschaftslegungen von Richtern und Staatsanwälten 

über die von ihnen geleistete Arbeit.1^
Wenn wir heute davon sprechen können, daß unsere Ge­

richte Gerichte des Volkes sind, die Bürger zu ihnen Ver­
trauen haben und in großem Umfang an der Rechtsprechung 
der staatlichen und gesellschaftlichen Gerichte mitwirken, so 
zeigt das, wie erfolgreich diese zunächst bescheidenen Be­
mühungen gewesen sind.

•

Im Aufruf zum 40. Jahrestag des Sieges über den Hitler­
faschismus und der Befreiung des deutschen Volkes heißt 
es: „40 Jahre nach der Befreiung ist die Deutsche Demokra­
tische Republik ein Staat, der durch sein friedliches Wirken 
und die schöpferische Arbeit seiner Bürger hohes Ansehen 
in der Welt genießt.“16 17 Zu dieser Bilanz haben die sozialisti­
schen Justizorgane der DDR beigetragen,
— durch den Schutz der Errungenschaften unseres Volkes 

gegen alle Angriffe des Klassenfeindes,
— durch ihre Mitwirkung bei der Verwirklichung der öko­

nomischen Strategie der 80er Jahre,
— durch die Verstärkung der erzieherischen Funktion des 

Rechts bei der Herausbildung sozialistischer Beziehungen 
zwischen den Menschen,

— durch die Festigung des Vertrauensverhältnisses der Bür­
ger zum Staat.
Im Bewußtsein des in 40 Jahren zurückgelegten erfolg­

reichen Weges werden die Justizorgane ihren Beitrag zur 
Vorbereitung des XI. Parteitages der SED leisten.

16 Vgl.: Zur Geschichte der Rechtspflege der DDR 1945—1649, a. a. O., 
S. 170.

17 Vgl. ND vom 11. Januar 1985, S. 1.


